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Verpackungsrecht muss nachgebessert werden 
Forderungen des BVDM an die EU-Kommission im 
Rahmen der Konsultation zum Durchführungs-
Rechtsakt „Draft implementing regulation – Ares 
()“  
 

Der BVDM begrüßt grundsätzlich europäische Regelungen, die Nachhaltigkeit,  
Ressourcenschonung und Umweltschutz fördern. Ebenso positiv zu bewerten ist  
der Ansatz der Europäischen Kommission, einheitliche Vorgaben für die nationalen 
Register und deren Vernetzung zu schaffen. Allerdings muss sich die Harmonisierung 
daran messen lassen, ob sie für die Unternehmen tatsächlich handhabbar ist oder le-
diglich bestehende nationale Anforderungen um zusätzliche europäische Verfahren 
ergänzt. Gerade für kleine und mittlere Unternehmen sowie Unternehmen mit nur ge-
legentlichen grenzüberschreitenden Lieferungen besteht die Gefahr unverhältnismä-
ßiger Bürokratie und Kosten. 

Insgesamt ist es kritisch zu sehen, dass die Kommission erst jetzt einen Entwurf zur 
Harmonisierung der Register vorlegt, obwohl erste Verpflichtungen aus der PPWR be-
reits seit dem . August  gelten und zahlreiche nationale Umsetzungsmaßnah-
men auf den Weg gebracht wurden. Derzeit werden zentrale Fragen der erweiterten 
Herstellerverantwortung auf europäischer Ebene mittels der FAQs und Leitlinien wei-
terentwickelt. Vor diesem Hintergrund sollte die Kommission sicherstellen, dass die 
jetzt vorgesehenen Registerregelungen nicht zu zusätzlichen oder später wieder zu 
ändernden Anforderungen für Unternehmen führen. 

Der gewählte Zeitpunkt kommt aus Sicht des BVDM deutlich zu spät. Nationale Rege-
lungen sind teilweise schon in Kraft. Dadurch drohen weitere Rechtsunsicherheit,  
zusätzliche Bürokratie und ein zunehmender Vertrauensverlust in die europäische Ge-
setzgebung. 

Aus Sicht des BVDM besteht daher dringender Handlungsbedarf. Die Europäische 
Kommission sollte die Umsetzung der PPWR daher unverzüglich aussetzen, damit 
sie die Regelungen der PPWR insgesamt kritisch überprüfen und mit Blick auf eine 
praxistaugliche Umsetzung umfassend überarbeiten kann, bevor weitere Belastun-
gen für Unternehmen geschaffen werden. 

Aus Sicht des BVDM sollten insbesondere folgende Punkte berücksichtigt werden: 

. Vermeidung von Doppelregistrierungen und Doppelmeldungen 

Grenzüberschreitend tätige Unternehmen dürfen nicht durch unterschiedliche  
nationale Registrierungsverfahren mit unverhältnismäßigem administrativem Auf-
wand belastet werden. 
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Der BVDM fordert daher ein möglichst einheitliches und zentral zugängliches Regis-
trierungssystem im Sinne eines europäischen „One-Stop-Shop“-Ansatzes. Unterneh-
men sollten Daten nur einmal bereitstellen müssen, anstatt in jedem Mitgliedstaat  
unterschiedliche Verfahren durchlaufen zu müssen. Die nationalen Register sollten 
hierzu miteinander verknüpft werden und die erforderlichen Daten – soweit notwendig 
– automatisch an die zuständigen Stellen in den anderen Mitgliedstaaten übermitteln. 
Unternehmen, die Verpackungen in andere Mitgliedstaaten liefern, sollten die  
erforderlichen Meldungen grundsätzlich zunächst über das nationale System ihres 
Sitzstaates abgeben können. Eine zusätzliche Registrierung in jedem einzelnen  
Bestimmungsland sollte insbesondere bei geringen Mengen oder gelegentlichen  
Lieferungen vermieden werden. 

Der BVDM unterstützt damit das Ziel eines EU-weiten Meldesystems mit einem  
echten „One-Stop-Shop“: Eine zentrale Meldung sollte die erforderlichen Informatio-
nen an die jeweils zuständigen nationalen Stellen weiterleiten. 

. Klare Definition des registrierungspflichtigen „Herstellers“ (= producer) 

Der Durchführungsrechtsakt knüpft zahlreiche Pflichten an den Begriff des „Herstel-
lers“ („producer“). Gleichzeitig bleibt aufgrund unklarer Definitionen in der PPWR viel-
fach unklar, welcher Akteur innerhalb der Lieferkette diese Rolle tatsächlich einnimmt. 

Für die Druckindustrie ist daher von besonderer Bedeutung, dass die Kommission 
endlich klare und rechtssichere Kriterien dafür festlegt, wer als „Hersteller“ im Sinne 
der PPWR gilt. Die fortlaufende Veröffentlichung von Leitlinien, FAQs und Auslegungs-
hilfen kann zwar eine Orientierung bieten, ersetzt jedoch keine eindeutigen gesetz-
lichen Regelungen. Unternehmen werden dadurch gezwungen, sich regelmäßig mit 
neuen Interpretationen auseinanderzusetzen, ohne die für Investitions- und Compli-
ance-Entscheidungen erforderliche Rechtssicherheit zu erhalten. 

Nur durch klare und verbindliche Abgrenzungen der jeweiligen Rollen und Verantwort-
lichkeiten lassen sich Fehlinterpretationen, Doppelverpflichtungen und unnötige Re-
gistrierungs- und Bürokratielasten für Druckereien, Verpackungshersteller und andere 
Zulieferer wirksam vermeiden. 

. Verhältnismäßige Informations- und Mengenmeldungen insbesondere bei 
Kleinstmengen 

Die Register sollten nur solche Informationen erfassen, die für die Erreichung der  
gesetzlichen Ziele tatsächlich erforderlich sind. Zusätzliche nationale Informations-
pflichten, parallele Meldesysteme oder übermäßige Detailanforderungen erhöhen 
den bürokratischen Aufwand, ohne einen entsprechenden Mehrwert für Umwelt-  
oder Vollzugsziele zu schaffen. 

Besonders kritisch sieht der BVDM die in Anhang II des vorgesehenen delegierten 
Rechtsakts beabsichtigten detaillierten und umfangreichen Meldungen zu einzelnen 
Verpackungskomponenten und Materialien. Gerade für Unternehmen, die nur geringe 
Mengen unter einer gewissen Bagatellschwelle in einzelnen Mitgliedstaaten in Ver-
kehr bringen, steht der Aufwand für die Ermittlung, Aufschlüsselung und Meldung der 
Daten in keinem angemessenen Verhältnis zum Umfang ihrer Tätigkeit. 
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Der BVDM fordert daher vereinfachte Registrierungs- und Meldeverfahren für Kleinst-
mengen sowie eine Beschränkung der Datenanforderungen auf das zwingend erfor-
derliche Maß. Insbesondere müssen Unternehmen mit Bagatellmengen mit einer 
noch festzulegenden Menge von unverhältnismäßigen Dokumentations- und Melde-
pflichten entlastet werden, um den europäischen Binnenmarkt nicht zu stören. Bei  
der Festlegung einer solchen Schwelle sollte zudem berücksichtigt werden, welche 
Kosten unabhängig von der tatsächlich in Verkehr gebrachten Menge durch Registrie-
rung, Systemgebühren oder sonstige EPR-Verpflichtungen entstehen.  

. Einheitliche Definitionen, Datenfelder und Formate 

Für europaweit tätige Unternehmen ist es essenziell, dass Begriffe, Kategorien,  
Meldeformate und Fristen in allen Mitgliedstaaten identisch ausgestaltet sind.  

Der BVDM spricht sich daher für EU-weit einheitliche Definitionen, Datenfelder, Mate-
rialkategorie, Formate und Meldeprozesse aus. Nur so kann verhindert werden, dass 
Unternehmen dieselben Informationen mehrfach in unterschiedlichen Systemen und 
Formaten bereitstellen müssen. 

Die Register müssen daher technisch interoperabel sein und einen möglichst weit- 
gehend standardisierten Datenaustausch ermöglichen. Unterschiedliche nationale 
Anforderungen an identische Sachverhalte würden den Zweck eines europaweit  
harmonisierten Systems konterkarieren. 

. Besondere Berücksichtigung von KMU und Kleinstunternehmen 

Kleine und mittlere Unternehmen werden von zusätzlichen Registrierungs- und  
Meldepflichten besonders stark belastet. 

Die Europäische Kommission sollte daher sicherstellen, dass Registrierung und  
Datenmeldung einfach, digital, kostengünstig und möglichst ohne zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand möglich sind. Dies gilt insbesondere für Unternehmen mit grenz-
überschreitenden Geschäftsaktivitäten. Für diese Unternehmen dürfen die Kosten  
der Registrierung und der laufenden Meldungen sowie der Entsorgung nicht außer 
Verhältnis zum Umfang ihrer Geschäftstätigkeit stehen. Die Verpackungen einzelner 
Produkte dürfen, wenn alle Verwaltungskosten einbezogen werden, nicht mehr kosten 
als die zu veräußernden Produkte.   

Die Verfahren, aber auch alle von der Kommission bereitgestellten Praxishilfen (wie 
FAQs und Leitlinien) sollten daher immer in allen Amtssprachen der Europäischen 
Union zum gleichen Zeitpunkt veröffentlicht werden, verständlich sein und Melde-
plattformen mit möglichst wenigen Eingaben nutzbar sein. Nur so können Unterneh-
men ihre Verpflichtungen rechtssicher und ohne umfangreiche externe Beratung er-
füllen. 

. Gelegenheitslieferungen müssen wirtschaftlich möglich bleiben 

Ein besonderes Problem besteht bei Unternehmen, die nur gelegentlich Verpackun-
gen in andere Mitgliedstaaten liefern. Bereits eine einzelne oder seltene Lieferung 
kann nach den derzeitigen Regelungen zu zusätzlichen Registrierungs-, Melde- und 
EPR-Verpflichtungen führen.  
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Der Verwaltungs- und Kostenaufwand kann dabei in einem deutlichen Missverhältnis 
zum Wert oder zur Menge der Lieferung stehen. Dies kann insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen dazu führen, dass sie grenzüberschreitende Aufträge nicht 
mehr wirtschaftlich bedienen können oder ihr Angebot auf einzelne Mitgliedstaaten 
beschränken. 

Der BVDM fordert daher, die wirtschaftliche Verhältnismäßigkeit gelegentlicher grenz-
überschreitender Lieferungen ausdrücklich zu berücksichtigen. Dies sollte insbeson-
dere durch eine Bagatellgrenze und ein zentrales Meldesystem erreicht werden.  

. Überprüfung der Pflicht zur Benennung von Bevollmächtigten 

Aus Sicht vieler Unternehmen stellt sich die grundsätzliche Frage, warum zusätzlich 
zur Registrierung noch die Benennung eines Bevollmächtigten in jedem einzelnen 
Mitgliedstaat erforderlich sein soll. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Kosten für Bevollmächtigte insbesondere 
für kleine und mittlere Unternehmen sowie für Unternehmen mit gelegentlichen 
grenzüberschreitenden Lieferungen schnell unverhältnismäßig werden. In vielen Fäl-
len übersteigen die Kosten für die Beauftragung und Verwaltung eines Bevollmächtig-
ten sowie die Kosten für die ERP-Systeme bereits den wirtschaftlichen Wert der tat-
sächlich versendeten Waren oder Verpackungen. 

Dies betrifft insbesondere Sendungen mit geringen Mengen oder geringem Waren-
wert. Solche Lieferungen können künftig häufig nicht mehr kostendeckend erfolgen. 
Die Folge wäre, dass Unternehmen auf grenzüberschreitende Geschäftsbeziehungen 
verzichten, einzelne Mitgliedstaaten nicht mehr beliefern oder ihr Angebot einschrän-
ken müssen. 

Damit droht die Bevollmächtigtenpflicht zu einer erheblichen Markteintrittsbarriere zu 
werden und den innereuropäischen Handel zu beeinträchtigen. Gerade für KMU steht 
dies im Widerspruch zum Ziel eines funktionierenden europäischen Binnenmarktes. 

Der BVDM fordert daher, die Notwendigkeit nationaler Bevollmächtigter grundsätzlich 
zu überprüfen. Wo Unternehmen bereits über ordnungsgemäße Registrierungen und 
digitale Kommunikationsmöglichkeiten verfügen, sollte auf zusätzliche Bevollmächtig-
tenpflichten verzichtet werden. Der BVDM fordert die Europäische Kommission ferner 
auf, die vorgesehenen Regelungen entsprechend nachzubessern und bei der weite-
ren Umsetzung der PPWR die praktische Umsetzbarkeit, die Verhältnismäßigkeit und 
die Bedürfnisse kleiner und mittlerer Unternehmen stärker zu berücksichtigen. 

 

Der Bundesverband Druck und Medien e. V. (BVDM) ist der Spitzenverband der deut-
schen Druck- und Medienwirtschaft. Als Arbeitgeberverband, politischer Wirtschafts-
verband und technischer Fachverband vertritt er die Positionen und Ziele der Druck- 
und Medienwirtschaft gegenüber Politik, Verwaltung, Gewerkschaften und der Zulie-
ferindustrie. Getragen wird der BVDM von acht regionalen Verbänden. International ist 
er über seine Mitgliedschaft bei Intergraf und FESPA organisiert. Zur deutschen Druck- 
und Medienwirtschaft gehören aktuell rund   überwiegend kleine und mittelstän-
dische Betriebe mit mehr als   sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. 

 


